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EINLEITUNG

Israel-Irak

von Georg Kreis

Zum Titel der Schrift: „Frieden und Sicherheit“ sind die beiden zentra-
len, aber in einiger Ferne liegenden Ziele, um die es in der angespro-
chenen Problematik geht. Am liebsten hätte man beides gleichzeitig. 
Solle es aber nicht ohne Staffelung gehen, dann müsste man dem 
Frieden den Vorzug geben mit der Einsicht, dass es ohne Frieden 
keine Sicherheit gibt. Und wer meint, dass es Sicherheit ohne Frieden 
gibt, der beschert der Region höchst unsichere Verhältnisse. „Israel 
und die Nahostkrise als europäisches Thema“ will zum Ausdruck brin-
gen, dass es hier bei allem Respekt vor Eigenständigkeit um sehr eu-
ropäische Themen geht, weil Europa im Schlechten wie im Guten in 
dieser Region stets mit von der Partie gewesen ist und schon darum 
auch heute eine verantwortungsvolle Haltung einnehmen muss.

Der Nahe Osten beschäftigt. Zwei der hier veröffentlichten Referate, 
diejenigen von Ernest Goldberger und Arthur Hottinger, wurden im 
November 2005 in der vollen Aula der Universität Basel vorgetragen. 
Beide sind wegen ihrer zeitlosen Qualität, aber auch wegen der – lei-
der – unveränderten Problemlage auch heute noch hochaktuell. Dies 
gilt auch für den dritten, von Laurent Goetschel, dem Leiter des po-
litikwissenschaftlichen Bereichs des Europainstituts, verfassten Text, 
der sogar noch ein Jahr älter ist, aber eine ausgezeichnete Ergän-
zung zu den beiden anderen und eine nach wie vor aktuelle Analyse 
ist. Arafat und Sharon sind nicht mehr, dagegen ist Hamas nun auch 
ein politischer Akteur geworden. Man kann darin eine Bestätigung der 
stets behaupteten Aussichtslosigkeit einer friedlichen Lösung, man 
kann darin aber auch ein Tor sehen, durch das der unverzichtbare 
Friedensprozess eben gehen muss. Jedenfalls sind  die Grundzüge 



6 7

des Konfl ikts die gleichen geblieben.
„Hier sehe ich...“, „Ich bin der Ansicht...“, „Ich ziehe Bilanz...“ – sol-

che Formulierungen fi ndet man zuhauf in den Texten, deren Vor-
tragscharakter man bewusst gelassen hat. Damit behalten sie ihre 
im doppelten Sinn ansprechende Qualität und wird bekräftigt, dass 
engagierte Stellungnahmen vorliegen. Das bedeutet überhaupt nicht, 
dass hier willkürlich subjektive Meinungen verbreitet werden, sondern 
persönlich erarbeitete Befunde als Ergebnisse von sorgfältiger Ausei-
nandersetzung mit der Sache.

Ernest Goldberger stellt sich als Beobachter und Betroffener. Zuwei-
len will es scheinen, dass der israelisch-palästinensische Konfl ikt ein 
symmetrischer sei. Dass der grösste Teil der kritischen Bemerkungen 
Israel betrifft, erklärt sich aus dem Umstand der biographischen Ver-
bundenheit mit dieser Seite, aber doch auch aus der impliziten wie 
expliziten Meinung, dass der Schlüssel zur Lösung oder mindestens 
Entschärfung der Problematik auf dieser Seite liegt. So sehr ihm dabei 
auch die palästinensische Seite ein Anliegen ist, den Irrweg, auf dem 
sich Israel nach seiner Meinung befi ndet, kritisiert Goldberger vor al-
lem um Israel selbst, das heisst um dessen Seele Willen, wie der Titel 
von Goldbergers bekannter Schrift lautet. Der Irrweg besteht nach der 
Meinung des Verfassers darin, dass aus dem zionistischen Projekt 
bereits von den Gründungsvätern eine mehrheitlich nationalistische 
Gesellschaft und ein halbtheokratisches Staatswesen gemacht wur-
de. Das Wort fällt so nicht, aber die Ausführungen sind so gemeint: 
Israel sollte ein normaler Staat werden, mit einer Verfassung, ein sä-
kularer Staat, in dem Religion und Staat getrennt sind.

Arthur Hottinger zeigt auf, dass die Regierung Bush den Krieg mit 
dem Irak gesucht und mit fadenscheinigen Begründungen gerecht-
fertigt hat; einen Krieg, der die Lage der irakischen Bevölkerung noch 
schlimmer als zu Saddams Zeiten gemacht hat und, gelinde gesagt, 
eine fatale Belastung für die ganze Region ist – mithin das Gegenteil 

von dem, was angestrebt oder wenigsten angegeben wurde.  Hottin-
ger macht auch auf die Parallelität und Verknüpfung zwischen den 
amerikanischen Neocons und dem rechten Flügel der rechten Likud-
Partei Israels aufmerksam. Ohne zu behaupten, dass Israel die ameri-
kanische Intervention im Nahen Osten gewünscht hat, stellt Hottinger 
fest, dass Israel von der Dauerkrise im Irak profi tiert. Allerdings, wie 
man Hottinger verstehen muss, zu seinem Nachteil profi tiert. Denn 
sie gibt Spielraum für eine Weiterführung der ungerechten und un-
heilvollen Verdrängung der palästinensischen Bevölkerung.

Laurent Goetschel empfi ehlt in seiner systematischen Politikanalyse 
eine nüchterne, aber nicht fatalistische Betrachtung. Zum besseren 
Verständnis soll man Konfl iktualität als Normalität anerkennen. Ferner 
sei der Dialog – selbst mit dem Feind – unausweichlich und sei auf 
beiden Seiten die Konfl iktlösung nicht in gewaltsamen Vorgehenswei-
sen zu sehen. Anderseits dürfe man sich nicht der Illusion hingeben, 
dass der Unilaterlismus die Lösung bringe. Wichtig sei die Entwick-
lung von konstruktiven Zukunftsperspektiven. Diese sieht Goetschel 
nicht bei den religiösen Eiferern beider Lager, schon gar nicht bei 
den Siedlern und auch nicht in der Art, wie Auserwähltheitsvorstel-
lungen geltend gemacht werden. Goetschel setzt auf die Kreativität 
des guten Willens und ortet bisher nicht oder wenig ausgeschöpfte 
Möglichkeiten. Von der Schweiz sagt er, dass sie bei der Entwicklung 
oder Stärkung von Perspektiven behilfl ich sein kann und dass sie als 
Advokatin des humanitären Völkerrechts im Konfl iktgebiet eine wich-
tige Rolle spielen muss.

Goetschel hielt seinen Vortrag im Rahmen des Jewish College in 
der Stadtbibliothek Bern am 1. November 2004, Goldberger und Hot-
tinger referierten am 7. November 2005 im Rahmen eines Diskussi-
onsabends, der, initiiert von Bernhard A. Probst, von der Statistisch-
Volkswirtschaftlichen Gesellschaft Basel, der Handelskammer beider 
Basel und dem Europainstitut gemeinsam veranstaltet wurde. Der 
Verfasser dieser Zeilen bemerkte einleitend zu diesem Abend: Die 
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Doppelkrise im Nahen Osten:
Der Konfl ikt zwischen Israel und Palästina

von Ernest Goldberger 

Als erstes möchte ich den Trägern und Organisatoren dieses Anlas-
ses für die Einladung danken, heute zu Ihnen sprechen zu dürfen. 
Ich bin bewegt, nach über einem halben Jahrhundert als Referent in 
meine Alma Mater zurückzukehren, in der ich lernen durfte, und wo 
mir Edgar Salin, mein unvergessener Lehrer und Mentor, bis heute 
zum Vorbild wurde für kritisches und unbestechliches Forschen und 
Denken in interdisziplinären Zusammenhängen, für die Suche nach 
den tragenden geistigen Kräften hinter wirtschaftlichen und soziologi-
schen Vorgängen.

Ganz in diesem Sinne, und damit bin ich schon beim Thema, ver-
ordnete er mir einen mindestens dreimonatigen Aufenthalt in Israel, 
um vor Ort die notwendigen Recherchen für meine Dissertation über 
die Interdependenz gesellschaftlicher und volkswirtschaftlicher Pro-
zesse im damals erst wenige Jahre alten Staat Israel vorzunehmen. 
Auch er hätte schliesslich seinerzeit für seine Doktorarbeit über ein 
anderes Entwicklungsland drei Monate in Alaska verbringen müssen, 
und dies bei bitterster Kälte, die ich nicht zu befürchten brauche, wie 
er augenzwinkernd hinzufügte. 

In späteren Jahren getraute ich mich lange nicht, in meine dann 
entstandene Schrift hineinzuschauen. Ich fürchtete mich, in dunkle 
Abgründe jugendlicher Unerfahrenheit und Fehlprognosen blicken zu 
müssen. Erst auf diesen Abend hin habe ich mich dazu überwinden 
können und festgestellt, dass mir schon damals in der israelischen 
Gesellschaft gewisse psychosoziale Muster aufgefallen waren, die 
sich dann später massiv verstärkt haben, so durch die psychologi-
schen Folgen von Israels fünf Kriegen, die Masseneinwanderung, die 
nukleare Option oder die Intifada. Die schicksalhafte Bedeutung die-

Universität ist kein politisches Schlachtfeld, sie ist aber auch nicht ein 
Ort, an dem grosse politische Fragen ausgeblendet werden sollen. 
Heute Abend haben zwei Autoren das Wort, die – jeder auf seine Wei-
se – ihre authentischen Einsichten vermitteln und jedenfalls wissen, 
wovon sie reden. Schon deswegen vermitteln sie ernst zu nehmende 
Botschaften. Auf Grund ihrer Ausführungen können wir in Kombina-
tion mit den Einsichten, die wir bereits in uns tragen, zusätzliche Ori-
entierung in einem schwer zu überblickenden und noch schwerer zu 
verstehenden Konfl iktfeld gewinnen.   

Basel, 20. März 2006 (am 3. Jahrestag des Angriffs auf den Irak)
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Einwohner bilden und die Regierungsgewalt besitzen, machen histo-
rische und religiöse Rechte geltend, während die Palästinenser auf 
ihre natürlichen Rechte hinweisen, seit mindestens 13 Jahrhunderten 
dort ansässig zu sein. Israel fordert die vorbehaltlose und internali-
sierte Anerkennung seiner staatlichen Existenz durch die Palästinen-
ser. Die schwerwiegende Problematik dieses Anspruchs liegt heute 
darin, dass die Frage der Grenzen offen ist, denn Israel hat im so ge-
nannten Sechstagekrieg vom Juni 1967 das Westjordanland mit Ost-
Jerusalem erobert und, entgegen der 4. Genfer Konvention von 1949, 
mit bisher rund 250‘000 jüdischen Siedlern bevölkert. Annektiert wur-
den nur Ost-Jerusalem und Gebiete um Jerusalem herum, wo heute 
weitere 200‘000 Juden leben, sodass Israel heute das einzige Land 
ohne feste Grenzen ist. Auch wenn der Abzug aus dem Gazastrei-
fen im August dieses Jahres den Mythos der Irreversibilität von „facts 
on the ground“ relativiert hat, setzen die jetzigen Machthaber auf die 
Kraft vollendeter Tatsachen, erweitern die Siedlungen und bauen die 
so genannte Schutzmauer weiter, nicht etwa auf der Grenzlinie von 
1967, sondern teilweise weit im Inneren des Westjordanlandes. Ich 
fürchte, dass Israels Machthaber eines Tages diese Mauer unilate-
ral zur Grenze erklären und so den Konfl ikt verewigen werden. Seit 
die etwa 7‘500 Siedler im August dieses Jahres aus dem Gazast-
reifen, einem Gebiet von einem Prozent des historischen Palästinas, 
abgezogen sind, hat sich die Zahl der Siedler im Westjordanland um 
13‘000 erhöht. Dies bestärkt den Verdacht einer solchen Strategie. 

Die Palästinenser fordern demgegenüber einen vollwertigen, le-
bensfähigen Staat auf den Gebieten des Gazastreifens und des West-
jordanlandes, wobei die grundsätzliche Bereitschaft besteht, gewisse 
jüdische Siedlungsblöcke im Austausch gegen unbevölkerte Gebiete 
im Verhältnis eins zu eins an Israel abzutreten. 

Bei rationaler Einschätzung bilden der Status von Jerusalem, das 
heute schon de facto eine geteilte Stadt ist, und die Frage der hei-
ligen Stätten keine echten Hindernisse einer Einigung. Bedeutend 

ser Erscheinungen, die ich in den Ansätzen beobachtet hatte, ist mir 
aber erst bewusst geworden, als es mich vor 14 Jahren nach Israel 
verschlug, wo ich seither wohne. 

Ich war nun nicht mehr bloss Beobachter, sondern Betroffener. 
Dadurch änderte sich ganz grundlegend der innere Bezug zu den 
Geschehnissen und deren Triebkräften. Der Prozess zur Bereitschaft 
einer unvoreingenommenen Realitätswahrnehmung ging zuerst zö-
gernd vor sich, weil sich die menschliche Natur intuitiv gegen Des-
illusionierungen wehrt. Ausserdem gab es bis zur Ermordung von 
Ministerpräsident Rabin durch einen religiösen Nationalisten vor fast 
genau zehn Jahren echte Friedenshoffnungen. Danach brachen aber 
die Dämme des inneren Widerstandes gegen die Erkenntnis von be-
drohlichen Erscheinungen umso rascher ein. 

Die nicht mehr verdrängbaren Gefühle von Sorge und Unruhe 
schufen den Willen zu versuchen, diesen Erscheinungen unvorein-
genommen auf den Grund zu gehen, die einstürmenden Gedanken 
zu hinterfragen und zu ordnen. So entstand mein Buch „Die Seele 
Israels“.

Vier Jahre hatte ich an diesem Buch gearbeitet,  doch heute fällt 
mir die sehr viel schwierigere Aufgabe zu, zu versuchen, Ihnen in 
20 Minuten die Hintergründe des „Nahostkonfl iktes“ aus israelischer 
Sicht zu umschreiben. 

Ich werde auf drei Themenkreise eingehen: Was versteht man 
unter der Nahostkrise, soweit Israel involviert ist? Welches ist ihre 
globale Bedeutung und – vor allem: Was ist eigentlich ihr Kern, ihr 
Wesen?

Gemeinhin versteht man unter der sehr ungenauen, ja eigentli-
chen falschen Bezeichnung „Nahostkrise“ den Konfl ikt zwischen dem 
jüdischen Volk im Staat Israel und dem palästinensischen Volk, den 
zwei Völkern, die auf dem gleichen Flecken Erde leben und dort wei-
ter leben wollen. Die Vertreter der jüdischen Bevölkerung Israels, wel-
che mit etwa 70% wohlverstanden nur eine  Mehrheit der 7 Millionen 
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kung des Griffes auf das Westjordanland, unter Aufrechterhaltung der 
Absperrung des Gaza-Streifens zu Land, Wasser und Luft. 

Die schwelende Krise belastet das weltpolitische und weltwirt-
schaftliche Klima schwer. Der islamische Terrorismus schöpft zwar 
seine Motivation nicht direkt aus dem Leid der Palästinenser, doch 
wird dieses oft zur Rechtfertigung mörderischer Taten vorgeschoben 
und Israel als Verkörperung der zu bekämpfenden westlichen Unkul-
tur hingestellt. Mit der Unterlassung einer aktiven Friedenspolitik wird 
deshalb auch die Möglichkeit verpasst, dem Terrorismus und der Ten-
denz zur Entwicklung von Massenvernichtungswaffen endlich auch 
mit geistigen, und nicht wie bisher nur mit militärischen Kräften ent-
gegen zutreten. 

Vor allem aber gräbt sich die Rechtlosigkeit und menschenunwür-
dige Existenz der Palästinenser immer schmerzhafter in das Bewusst-
sein und Gewissen der zivilisierten Welt ein, wohlverstanden auch in 
das vieler Juden in- und ausserhalb Israels. Im 21. Jahrhundert gibt 
es keinen Raum mehr für Unterdrückung eines Volkes durch ein an-
deres, für das alte kolonialistische Prinzip „divide and rule“ oder für 
unilaterale Massnahmen, die Formen von Apartheid zur Folge haben. 
Die moralische Autorität der Vereinigten Staaten als einzige Welt-
macht erleidet zudem durch die Tatsache Schaden, dass ihre Regie-
rung die Möglichkeiten eines Druckes auf Israel nicht wahrnimmt und 
so zur Mittäterin wird. 

Doch nicht nur diese Perspektiven verpfl ichten zum Nachdenken 
über das Wesen dieser Krise, sondern vor allem auch das Wissen der 
Historiker um die Vergänglichkeit aller Machtgebilde und die quälen-
den Fragen, wie Israel einen ewigen Krieg mit den Arabern mit seinen 
verderblichen Auswirkungen auf seine Gesellschaft überleben kann 
und das zionistische Experiment durch ein endloses Blutvergiessen 
nicht seinen Sinn verlieren könnte. Ich komme dabei immer wieder 
zur Erkenntnis, dass der israelisch-palästinensische Konfl ikt heute 
wesentlich als eine Manifestation einer tiefen inneren Krise Israels 

schwerer belastet aber die Flüchtlingsfrage. Im so genannten Unab-
hängigkeitskrieg von 1948/49 fl üchteten rund 700‘000 Palästinenser 
nach Jordanien, dem Gazastreifen, dem Westjordanland, Libanon 
und Syrien. Mindestens teilweise wurden sie vertrieben. Ihre Zahl ist 
heute in der bereits 4. Generation auf 3 bis 4 Millionen angewachsen. 
Eine unbeschränkte Rückkehr dieser zum Grossteil in unwürdigen 
Verhältnissen lebenden Menschen würde das Ende des Staates Is-
rael bedeuten, doch es gibt realistische Lösungskonzepte, allerdings 
keine ohne die Bereitschaft Israels, das psychologische Element zu 
beachten, also Verantwortung zu übernehmen und an einer Bewälti-
gung dieser menschlichen Tragödie massgeblich beizutragen. 

Mit Ägypten und Jordanien bestehen funktionierende Friedensver-
träge, mit dem nördlichen Nachbarstaat Libanon gibt es keine terri-
torialen Fragen und mit Syrien müsste lediglich ein Kompromiss in 
der Frage der im Sechstagekrieg vom Juni 1967 eroberten und dann 
annektierten Golanhöhen gefunden werden. Würde Israel die greif-
bare Option einer Konfl iktbeilegung mit den Palästinensern und den 
Nachbarstaaten wählen, werden alle islamischen Länder – die Sau-
dis haben dies letztes Jahr unmissverständlich zu verstehen gegeben 
– ihre Beziehungen mit Israel normalisieren, vielleicht mit Ausnahme 
des Iran, der sich aber damit isolieren würde. 

Bei der Frage der globalen Bedeutung dieses Konfl iktes kommen 
historische Reminiszenzen auf: Wie vor bald 2000 Jahren beeinfl usst 
ein kleines Volk auf einem winzigen Stück Erde die Geschicke der 
Menschheit mit einem Gewicht, das in einem geradezu surrealen 
Verhältnis zu seiner zahlenmässigen Grösse steht. Nur so wird ver-
ständlich, dass im August dieses Jahres 2000 Journalisten aus al-
ler Welt in den Gazastreifen reisten, um die zynische Inszenierung 
der Freilichtaufführung des Abzuges von 1500 jüdischen Familien zu 
beobachten. Besonders unerträglich waren dabei die Szenenbilder, 
in denen Kinder, Holocaustopfer und religiöse Insignien missbraucht 
wurden. Dabei war alles bloss ein taktischer Schachzug zur Verstär-
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tete Klischee, der Zionismus sei ein Kind des europäischen Natio-
nalismus. Ich rücke ihn vielmehr in die Nähe der Aufklärung und des 
universellen Wertesystems der jüdischen Religion. Dieses hat sich 
schon gegen den entleerenden Kult im ersten und zweiten Tempel 
gestellt – ich erinnere in diesem Zusammenhang an die alten Prophe-
ten und vor allem an den Juden Jesus – und dann Eingang gefunden 
in die Exilreligion einer machtlosen, oft diskriminierten und verfolgten 
Minderheitsgruppe. Werte wie Nächstenliebe, Gerechtigkeit, Frieden, 
Achtung des Fremden und Schwachen und vor allem des menschli-
chen Lebens standen im Vordergrund. 

Nur so ist es zu erklären, dass alle bemerkenswerten Errungen-
schaften des Zionismus ausnahmslos nicht nationalistisch motiviert 
waren. Dies gilt beispielsweise für die Kibbuz-Bewegung mit ihrem 
Streben nach individueller und sozialer Selbstverwirklichung und ihrer 
neuen Gesellschafts- und Eigentumsform, für die Gründung von welt-
offenen Hoch- und Kunstschulen oder für das Weltgeltung besitzende 
Weizmann-Institute for Science.  

Nach der Ausrufung des Staates Israel im Mai 1948 gerieten diese 
humanistisch-universellen Werte zunehmend in Widerstreit mit na-
tionalistischen und pseudoreligiösen Strömungen und wurden von 
diesen immer mehr zurückgedrängt. Die psychologischen und so-
ziologischen Triebkräfte dieser gefährlichen Entwicklung sind bisher 
zu wenig untersucht worden und die Darlegung meiner Sichten zu 
diesem Thema würde den Rahmen dieses Vortrages weit sprengen. 
Ich erwähne daher nur ein Stichwort von vielen möglichen: die tra-
gische Unfähigkeit zur Loslösung von einer endlos kultivierten und 
instrumentalisierten historischen Opferrolle und der damit rationali-
sierte Fehlglaube, mit Hilfe der neu erworbenen Macht seien jetzt alle 
Konfl ikte lösbar. 

Man muss in diesem Zusammenhang aus heutiger Sicht die Tat-
sache als schicksalsschwere historische Fehlleistung einstufen, dass 
es die verantwortlichen Gründer Israels, allen voran der erste Minis-

verstanden werden muss.
Für diese Ansicht schulde ich Ihnen natürlich eine Erklärung. Ich 

möchte zu diesem Zwecke zum zweiten Mal mehr als ein halbes 
Jahrhundert zurückblenden, an diesen Ort, ja in diese Aula, in der 
es mir vergönnt war, als junger Student einem Vortrag des Religi-
onsphilosophen und Soziologen Martin Buber beizuwohnen. Einige 
der Ausführungen und Diskussionsvoten dieser beeindruckenden 
Persönlichkeit klingen mir bis heute nach. Buber war engagierter Zio-
nist und Mitbegründer der 1925 in Jerusalem eröffneten Hebräischen 
Universität, wo er nach seiner Flucht aus Deutschland von 1938 bis 
1951 Soziologie lehrte. Aber er war vor allem ein bedeutender Huma-
nist, ein Verkünder universeller Werte, beispielsweise in seiner Phi-
losophie der Ich-Du-Beziehung. Wie er, wollten Theodor Herzl, der 
als Gründer des politischen Zionismus angesehen wird, sowie die 
meisten anderen zionistischen Vorkämpfer den für sie sonst nicht 
besiegbaren Antisemitismus durch die Errichtung einer von der Welt 
anerkannten, sicheren Heimstätte für die Juden überwinden. Es ging 
ihnen aber dabei mindestens gleichermassen um die Schaffung eines 
produktiven neuen jüdischen Menschenbildes und einer gerechten 
Gesellschaft. Die Erreichung der zionistischen Ziele auf Kosten eines 
anderen Volkes war für diese Menschen undenkbar. Dies gilt auch für 
die bedeutenden Persönlichkeiten, welche mit dem Zionismus sym-
pathisierten. Zu diesen gehörte beispielsweise Albert Einstein, der 
schon 1948 eindrücklich vor der Gefahr nationalistischer Strömungen 
in Israel warnte, aber auch mein schon erwähnter Lehrer Edgar Salin, 
der  Israel in den Jahren 1958 bis 1969 oft besuchte und Initiator und 
spiritus rector von ökonomisch-soziologischen Forschungsprojekten 
über Israel der List-Gesellschaft war. Er mahnte schon damals mit 
seinem bewundernswert visionären Blick die Lösung des palästinen-
sischen Flüchtlingsproblems als absolut vordringlich an, leider ohne 
genügend Gehör zu fi nden.

Ich kämpfe daher mit Überzeugung gegen das vielerorts verbrei-
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zusätzlich aufgeladen und zur Triebkraft der Besiedlung der besetz-
ten palästinensischen Gebiete, und so zum Haupthindernis für eine 
Befriedung der Region.

Die Werte eines universellen Humanismus, wie sie Martin Buber 
und andere zionistischen Vorkämpfer vertraten, und eine aufrechte 
und erdverbundene Alltagsreligiosität, wie sie vom Milchmann Tewje 
im Musical „Anatewka“ zur Erbauung von Millionen von Zuschauern 
in aller Welt vorgeführt wurde, sind grundlegend unvereinbar mit nati-
onalistischen und religiösen Machtansprüchen. Der Widerstreit dieser 
Strömungen droht die israelische Gesellschaft innerlich zu zerreis-
sen. Die Ermordung des den Frieden suchenden Ministerpräsiden-
ten Rabin vor genau zehn Jahren ist nur eine besonders tragische 
und spektakuläre Manifestation dieser inneren Verfeindung, in der 
die Austragung von Auseinandersetzungen mit Gewalt zur Norm zu 
werden droht. Viele Politiker zeigen sich daher nur mit Leibwächtern 
in der Öffentlichkeit, geniessen dies aber als ein Statussymbol und 
Beweis ihrer angeblichen Bedeutung. Wenn unser Ministerpräsident 
Lust auf einen kleinen Ausgang hat, so wird er von einer ganzen Schar 
Männern mit fi nsterer Miene begleitet, was die Steuerzahler Millionen 
kostet. Wenn ich bei solchen Fernsehbildern dann bemerke, in der 
Schweiz fahre der Bundesrat ohne Begleitung mit der Tram in sein 
Büro im Bundeshaus, und darin symbolisiert sich die Bedeutung der  
Gemeinsamkeit von bestimmten Werten bei allen Verschiedenheiten, 
hält man mich für einen Märchenerzähler.  

Die Desintegration der israelischen Gesellschaft in sich teilweise 
feindlich gesinnte und dialogunfähige Gruppen und Untergruppen 
ohne ein solches Band gemeinsamer Werte, ja ohne Anerkennung 
der geltenden Gesetze als übergeordnetes Prinzip, verhindert eine 
rationale Politik und entzieht einem grossen Teil der Bevölkerung die 
Motivation zur aktiven politischen Mitwirkung. So konnte sich jene 
charakteristische schweigende Mehrheit herausbilden, wie sie von 
Historikern und Soziologen auch für andere Länder und Zeitphasen 

terpräsident Ben Gurion, verfehlten, sich der Frage des geeigneten 
Staatscharakters zu stellen und eine solche Identität deutlich nach 
Innen und Aussen zu deklarieren. Ben Gurion wollte diesen Fehler 
mit dem Auftrag an die religiöse Orthodoxie gut machen, dem Staate 
einen  „jüdischen Charakter“ zu verleihen. So geriet er aber noch 
mehr auf Abwege, denn der so beschworene „jüdische Charakter“ ist 
unbestimmbar und daher eine Fiktion. Zudem überhäufte er zu die-
sem Zwecke die religiösen Machthaber mit Privilegien, Zugeständ-
nissen und Monopolen und übertrug ihnen Aufgaben, die heute in 
jedem modernen Land Sache des Staates sind, und dies entgegen 
den ausdrücklichen und visionären Warnungen von Theodor Herzl 
in dessen Manifest „Der Judenstaat“ aus dem Jahre 1896. So legte 
Ben Gurion als Atheist den Grundstein für eine kuriose Halbtheokra-
tie und trug zur Entleerung der jüdischen Religion in Israel bei, denn 
Machtstreben zerstört allemal wahre Religiosität. Die Exponenten 
der Orthodoxie gehören zu den kompromisslosesten Gegnern einer 
Verständigung mit den Palästinensern auf dem Wege zu einem Frie-
den, fallen durch  Beziehungslosigkeit zu humanistischen Werten und 
Realitäten auf und machten ausgerechnet Israel zum einzigen Land 
der westlichen Welt, in dem Juden keine Religionsfreiheit geniessen. 
Religiöser Zwang ist Machtausübung und zerstört daher die religiöse 
Substanz.

Auch wenn die Vertreter der nach der Staatsgründung dominieren-
den Arbeiter-Partei ebenfalls, wenn auch moderater, vom Geist des 
aufkommenden Nationalismus infi ziert wurden, war dieser in seiner 
unerbittlichsten Form vor allem in der Cherut-Partei  zu fi nden. Diese 
war eine Inkarnation der so genannten Bewegung der Revisionisten-
Zionisten, die einen Jüdischen Staat beidseits des Jordans anstreb-
ten. 1977 kam sie erstmals an die Macht und diktiert heute mit ihrer 
Nachfolge-Partei Likud die Politik Israels. 

Nach dem Sechstage-Krieg vom Juni 1967 wurden Nationalismus 
und Macht durchdrungene „Religiosität“ durch einen Messianismus 
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der Arbeitslosigkeit und der ökonomischen Abhängigkeit  von Israel. 
Die Palästinenser könnten so über Nacht mit grosszügiger weltweiter 
Unterstützung rechnen.

Ich ziehe Bilanz: Der so genannte Israelisch-Palästinensische Kon-
fl ikt ist heute letztlich ein Kampf zwischen den friedensfähigen Kräften 
in beiden Lagern gegen die friedensunfähigen Kräften in beiden La-
gern. Diese Friedensfähigkeit ist eng verbunden mit dem Willen und 
der Erziehung zum gegenseitigen Verstehen. Dies ist nur möglich, 
wenn auf beiden Seiten die Geschichtsschreibung Mythen und Lü-
gen über Bord zu werfen bereit ist und so durch eine Annäherung der 
Geschichtsbilder den Weg bereitet für Versöhnung und Verzeihung. 
„There is no future without foregiveness“ lautet der Titel eines Buches 
des südafrikanischen Bischofs und Friedens-Nobelpreisträgers Des-
mond Tutu. Ohne eine solche Geisteshaltung wird das grossartige 
Potenzial dieser Region weiterhin brach liegen und die Hoffnung auf 
Frieden und menschenwürdiges Leben, welche die Mehrheit beider 
Völker hegt, unerfüllt bleiben. Wir sind Zeitzeugen einer Manifesta-
tion der ewigen Auseinendersetzung in der Menschheitsgeschichte 
zwischen geistigem Wachstum und Destruktivität, wenn Sie wollen 
zwischen Gut und Böse. 

Der Ausgang dieses Kampfes wird bestimmen, was es mit der endlos 
besungenen Heiligkeit dieses geschundenen Landstriches in Tat und 
Wahrheit auf sich hat. 

analysiert worden ist. Resigniert wird das Feld Minderheiten über-
lassen, welche die Richtung bestimmen vermöge ihrer ideologisch 
aufgeladenen Aggressivität, ihren Drohungen, Erpressungen und 
Verbreitung von Angst. Sie verfügen zudem über reichlich fi nanzielle 
Mittel und werden unterstützt von Politikern, die auf der Suche nach 
Befriedigung persönlicher Ambitionen um die Gunst dieser lautstar-
ken Gruppen buhlen. Als Herr Netanyahu seinen Feldzug gegen Mi-
nisterpräsident Sharon um die Führung des Landes ankündigte, trat 
er als erstes in der Siedlerstadt Ma’ale Adumin auf und wandte sich 
nicht etwa an die Massen in der Konglomeration Tel Aviv. So können 
extremistische Siedler, orthodoxe Rabbiner und Ultra-Nationalisten 
eine aktive Friedenspolitik unterbinden. Zudem belasten sie die Ge-
sellschaft mit gravierenden Mängeln und Fehlstrukturen, angefangen 
vom Fehlen einer Verfassung, die Nichttrennung von Staat und Reli-
gion, dem Niedergang des Erziehungssystems und der Lenkung von 
Staatsausgaben auf unproduktive Zwecke bis hin zur Kürzung der 
Sommerzeit. 

Gewiss ist der Nahost-Konfl ikt auch eine Manifestation einer in-
neren Krise in der palästinensischen Gesellschaft, wie immer diese 
entstanden und durch die Politik Israels beeinfl usst worden ist. Ich bin 
jedoch nicht befugt, diese als Aussenstehender zu analysieren. Auch 
als unvergleichlich schwächere Konfl iktpartei steht den Palästinen-
sern eine aussichtsreiche Friedensstrategie offen: gänzlicher Verzicht 
auf Terror zugunsten eines organisierten passiven Widerstandes, An-
erkennung der Realität der Existenz des Staates Israel in den Gren-
zen von 1967 mit der Option eines Gebietsabtausches, Bereitschaft 
zu einer realitätsbezogenen Lösung der Flüchtlingsfrage mit Hilfe Is-
raels und des Westens, Intensivierung von persönlichen Kontakten 
zu Israelis und Unterstützung des israelischen Friedenslagers, Auf-
bau eines effi zienten Verwaltungssystems mit möglichster Ausschal-
tung der Korruption und Entwicklung eines klaren Konzeptes für den 
Aufbau situationsgerechter Wirtschaftsstrukturen zur Verminderung 
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Der Terrorismuskrieg im Irak

von Arnold Hottiger

Wir wissen heute, dass die Bush Regierung den Krieg gegen Saddam 
Hussein schon vor dem 23. Juni 2002 plante. Mindestens 8 Monate 
bevor er dann ausgelöst wurde. Kriegsgründe, die dem amerikani-
schen Publikum einleuchten würden, gab es keine. Deshalb mussten 
sie erfunden werden. In einem später bekannt gewordenen geheimen 
Memorandum, bekannt als das Downing Street Memorandum (zuerst 
veröffentlicht in der Sunday Times vom 1. Mai 05) erklärte das Ober-
haupt des britischen Geheimdienstes nach Besuch in Washington am 
23. Juni 2002 seinem Ministerpräsidenten Tony Blair, der Krieg sei 
beschlossene Sache.  

«C [Dearlove] reported on his recent talks in Washington. There was a 
perceptible shift in attitude. Military action was now seen as inevitable. 
Bush wanted to remove Saddam, through military action, justifi ed by 
the conjunction of terrorism and WMD. But the intelligence and facts 
were being fi xed around the policy.»1

Es gab bekanntlich weder WMDs (weapons of mass destruction) noch 
eine Zusammenarbeit mit al-Qaida im Irak. Beides waren lügenhaf-
te Propagandabehauptungen, dazu bestimmt, die Zustimmung des 
amerikanischen Parlamentes und der Bevölkerung zu erschleichen. 
„Informationen und Tatsachen seien um den politischen Entscheid 
herum zu fi xieren“, wie man den englischen Text auch übersetzen 
kann.

Dieser Sachverhalt wirft die Frage auf: Was wollte Bush mit seinem 
Krieg im Irak eigentlich erreichen? Gewiss, Saddam absetzen. Doch 
warum? Die einzige Antwort, welche die amerikanischen Verantwort-
lichen auf diese Frage bisher gegeben haben, nachdem klar gewor-
den war, dass die gegebenen Kriegsbegründungen blosse Vorwände 
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Einige der Neocons (Richard Perle als Leiter der Gruppe, Douglas 
Feith, Charles Fairbank, David Wurmser u.a), die sich Study group 
on a new Israeli policy towards 2000 nannten, hatten im Rahmen 
des „Institute for Advanced Strategic and Political Studies“ Benjamin 
Netanyahu auf die Wahlen des Jahres 2000 hin neue politische Ideen 
nahegelegt, die sie A Clean Break, a new Strategy for Securing the 
Realm betitelten. Also etwa: „Ein sauberer Neuanfang, neue Strategie 
für Sicherstellung des Herrschaftsbereiches“. Mit dem Herrschaftsbe-
reich ist das gemeint, was andere Grossisrael nennen. Das Institut ist 
in Jerusalem gelegen und besitzt ein Zweiginstitut in Washington. Es 
gilt als ein „Think Tank“ für Likud. 
Die Gruppe empfahl „peace for peace“ statt „land for peace“ in Paläs-
tina. Über den Irak sagt der Bericht:

«Israel can shape its strategic environment, in cooperation with Tur-
key and Jordan, by weakening, containing, and even rolling back Syria. 
This effort can focus on removing Saddam Hussein from power in Iraq 
– an important Israeli strategic objective in its own right – as a means of 
foiling Syria’s regional ambitions. Jordan has challenged Syria’s regio-
nal ambitions recently by suggesting the restoration of the Hashemites 
in Iraq...»2

Es gibt zahlreiche andere Indizien für die Nähe der Neocons zur isra-
elischen Likud Partei und ihrer Politik. Ihre Besessenheit bezüglich ei-
nes Irak-Kriegs hat man sich wohl primär durch ihre Zusammenarbeit 
mit der israelischen Likud Partei zu erklären. Bei den Neocons wie 
bei anderen amerikanischen Politikern mag sich auch das irakische 
Erdöl auf den Kriegsentschluss ausgewirkt haben. Bush persönlich 
war nach dem Terrorschlag von New York und Washington offensicht-
lich von der Rolle fasziniert, die er als oberster Kriegskommandant 
im „Krieg gegen den Terrorismus“ zu spielen vermochte. Die Kriegs-
ziele und Kiegsmethoden in diesem angeblichen Krieg waren sehr 
vage geblieben, und die Neocons profi tierten offensichtlich von dieser 

waren, ist: Sie wollten im Irak ein demokratisches Regime einrichten. 
Wer das Land kennt, musste wissen, dass es wahrscheinlich leichter 
sein würde, ein demokratisches Regime auf dem Mond zu errichten 
als im Irak. Vermutlich hätten sowohl die Bevölkerung wie auch die 
Parlamentarier der USA unbequeme Fragen gestellt, wenn die Bush 
Regierung von Beginn an zugegeben hätte, was sie heute offen er-
klärt: Demokratie sei das Ziel ihrer Kriegshandlungen im Irak. Von 
den Fragen der Legalität eines Krieges mit derartigen Zielen ganz 
abgesehen.

Es lässt sich einwandfrei dokumentieren (am einfachsten über die 
Web Site Project for the New American Century), dass die einfl ussrei-
che Gruppe innerhalb der amerikanischen Regierung, die man zusam-
menfassend als „Neocons“ bezeichnet, die Idee eines Krieges gegen 
den Irak mit dem Ziel, das Land zu demokratisieren, seit mindestens 
1997 verfolgte. Die Neocons zogen schon damals und ziehen wei-
terhin gerne die falsche Parallele: Amerika habe Nazi-Deutschland 
und Japan besiegt, beide seien daraufhin vorbildliche Demokratien 
geworden. Warum, fragten sie, solle dies im Irak nicht ebenso gehen. 
Einfl ussreiche Mitglieder der Verwaltung wie Paul Wolfowitz, Richard 
Bolton, Lewis Libby, Douglas Firth sowie ihnen nahestehende Minis-
ter wie Donald Rumsfeld und Vizepräsident Dick Cheyney vertraten 
diese Idee seit Jahren und warben für sie in ihren Publikationen und 
Reden. Bush liess sich offensichtlich von ihnen leiten, wenn nicht gar 
manipulieren.

Die Demokratie, die sie sich von dem Krieg gegen den Irak ver-
sprachen, sollte eine „kapitalistische Demokratie nach amerikani-
schem Vorbild werden“. Sie glaubten, diese Demokratie werde dann 
auf den Rest der arabischen und vielleicht gar muslimischen Staaten 
„ausstrahlen“ und so das politische Bild des Nahen Ostens radikal ver-
ändern, gewissermassen „umpolen“. Zu einer solchen Veränderung 
werde auch gehören, erklärten sie, dass die neuen Musterdemokrati-
en, Israel lieben und schätzen lernten.
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teiligten und über den tyrannischen Machthaber schwiegen. Heute 
müssen alle Reichen und Angehörigen des Mittelstandes befürchten, 
dass ihre Kinder und Frauen entführt werden, um Lösegeld zu er-
pressen. Sie werden mit dem Tod bedroht, wenn ihre Angehörigen 
nicht bezahlen. Dies ist der Hauptgrund für die Flucht der Eliten und 
Reichen in die arabischen Nachbarländer und ins weitere Ausland. 
Besonders die Flucht der Ärzte wird oft erwähnt. Wohl weil die Zu-
rückgebliebenen sie am meisten vermissen. 

Um nicht erschossen zu werden, lebt die irakische Regierung mit 
den Amerikanern in dem befestigten Stadtteil hinter der Grünen Li-
nie. Was natürlich den Verdacht der Bevölkerung steigert, sie bestehe 
einzig aus Marionetten der Besetzungsmacht.

Die amerikanischen Truppen, die auf Patrouille ausgeschickt wer-
den, zeigen sich immer brutaler. Die Angst veranlasst sie, „zuerst zu 
schiessen, dann Fragen zu stellen“. Dies führt zur Tötung zahlreicher 
unschuldiger Iraker. Oftmals fühlen sich ihre Verwandten verpfl ichtet, 
für ihre Angehörigen Rache zu nehmen. Die Stammestraditionen sind 
noch soweit lebendig, dass dies in weiten Kreisen als eine Ehren-
sache der Angehörigen und ihrer Stammesgenossen gilt. Wer sich 
rächen will, stösst zu den Guerrilleros des „Terrorismus“.   

Die Guerrillas scheinen darauf auszugehen, einen Bürgerkrieg 
zwischen den irakischen Sunniten und den Schiiten zu provozieren, 
indem sie Schiiten töten. Die schiitischen Geistlichen haben ihre 
Gläubigen aufgerufen, nicht zu Rachemorden zu greifen. Dennoch ist 
es in den jüngsten Wochen zunehmend zu solchen gekommen. Die 
Spannungen zwischen den beiden Gemeinschaften wachsen offen-
sichtlich an. Bisher hat der einfl ussreichste aller schiitischen Geist-
lichen, Ayatollah Ali Sistani, seine Gläubigen aufgefordert, mit den 
Besetzungsmächten zusammenzuarbeiten. Doch seine Mitarbeiter 
haben kürzlich erklärt, er gedenke nach den bevorstehenden Wah-
len, ein Datum für den Abzug der amerikanischen Truppen zu fordern. 
Wenn er dies tut, die Amerikaner sich jedoch weiterhin weigern, ein  

Lage, um dem Präsidenten ihren seit Jahren gehegten Plan eines 
Krieges gegen den Irak nahezulegen, wenn nicht unterzuschieben.

Die Zahl der Opfer in dem irakischen Terrorkrieg nimmt immer 
noch weiter zu: Nach den Angaben des Pentagons betrug sie seit 
Januar 2004 (bis Ende August 2005) 26 000 Iraker, zu denen noch 
die seit dem offi ziellen Ende des Krieges gefallenen 2000 amerika-
nischen Soldaten kommen. In den ersten Monaten des Jahres 2004 
betrug die Durchschnittszahl der irakischen Opfer täglich 26. Sie war 
bis August 2005 auf 64 im Tag angestiegen. (NZZ, 1. Nov. 2005 „Un-
gebrochene Gewalt im Irak“).

Die militärischen Fachleute unterstreichen seit langem, dass die 
Amerikaner nicht über genügend Soldaten verfügen, um das ganze 
Land zu befrieden. Die Regierung in Washington wollte dies zuerst 
nicht wahr haben, gab es jedoch in der jüngsten Zeit indirekt zu, in-
dem sie erklärte, die Iraker müssten selbst für die Sicherheit in ihrem 
Land sorgen. Zu diesem Zweck würden Truppen und Polizeikräfte 
ausgebildet. Doch gibt es nur wenige irakische Einheiten, die einsatz-
bereit sind, und kaum eine, die ohne amerikanische Unterstützung in 
den Kampf ziehen kann. Fachleute berichten, die irakischen Einhei-
ten seien oft von den Guerrillas infi ltriert; es komme auch vor, dass 
sie einfach nicht erschienen, wenn sie eingesetzt werden sollten.

Die oben genannten Opferzahlen sind gewiss Minimalzahlen, weil 
sehr oft unklar ist, wie weit die Opfer krimineller Mordtaten mitein-
gerechnet, ja wie weit sie den Amerikanern auch nur bekannt sind. 
Diese Untaten spielen sich im Schatten der allgemeinen Unsicherheit 
ab, die durch den undurchdacht und schlecht geführten amerikani-
schen Krieg verursacht wurde und die bis heute eher zunehmend als 
abnehmend andauert. 

Die irakische Zivilbevölkerung ist offenbar ziemlich einstimmig der 
Meinung, ihre Lage sei gegenwärtig bedeutend schlechter als unter 
Saddam. Damals, so werden die Iraker immer wieder zitiert, herrsch-
te immerhin Sicherheit für alle jene, die sich nicht an der Politik be-
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alles zwar langsamer als erwartet, aber doch letzten Endes ganz gut 
voran. Die amerikanischen Truppen würden abziehen können, sobald 
die irakischen an ihre Stelle zu treten vermöchten, und der Irak werde 
sich am Ende dank der amerikanischen Intervention in eine Demo-
kratie verwandeln.

Die amerikanische Propaganda stützte sich auf die Wahlen von 
Beginn dieses Jahres, die angeblich „erfolgreich“ durchgeführt wur-
den, um zu behaupten, die erhoffte Demokratie im Irak stehe vor der 
Türe, ja sie sei schon verwirklicht. Die Wahlen, an denen sich die meis-
ten Sunniten überhaupt nicht beteiligten, haben jedoch in Wirklichkeit 
dazu gedient, den Graben zwischen den Sunniten einerseits und den 
Kurden und Schiiten auf der Gegenseite zu vertiefen. Was den poli-
tischen Zielen der „Terroristen“ genau entspricht. Ähnliches hat auch 
der Dauerstreit über die Verfassung bewirkt. Die angestrebte Demo-
kratie bleibt selbstverständlich solange eine reine Utopie, als die an-
geblich demokratisch gewählten Behörden nicht für Sicherheit und 
Ordnung in ihrem Land sorgen können. Die gleiche Voraussetzung 
gilt auch für eine jede wirtschaftliche Entwicklung. Solange jedoch 
die Amerikaner ihrer eigenen Propaganda mehr Glauben schenken 
als der Erkenntnis der himmelschreienden realen Zustände im Irak 
(für welche sie als Besetzungsmacht rechtlich verantwortlich sind) gilt 
für sie: Fehler, die nicht erkannt werden, kann man auch nicht korri-
gieren. 

Man muss unter diesen Umständen eine lang hingezogene Kri-
se erwarten, die im schlechtesten aber wohl wahrscheinlicheren 
Fall schon vor oder erst nach einem Abzug der Amerikaner in einen 
grausamen Bürgerkrieg im Irak, etwa im Stil Jugoslawiens, ausarten 
könnte. Im besten, aber weniger wahrscheinlichen Fall einen neuen 
Starken Mann, mehr oder weniger im Stile Saddams, an die Macht 
über das ganze Land bringen könnte. 

Die Folgen für die umliegenden Länder auf der arabischen und auf 
der iranischen Seite Iraks sowie im Golf und in der Türkei können nur 

Abzugsdatum festzulegen, dürfte ihre Stellung im Lande noch weit 
schwieriger werden.

Auch ohne dies wirkt die Zeit zu Ungunsten der Besetzungsmacht, 
solange es ihr nicht gelingt, Ruhe und Sicherheit im Lande zu schaf-
fen. Gerade dies sucht die Guerrilla, deren Leitung höchstwahrschein-
lich in den Händen ehemaliger Geheimdienstleute Saddams liegt, mit 
allen Mitteln zu verhindern. Die islamistischen Selbstmordkandida-
ten und Bombenleger sind als ihre Werkzeuge anzusehen. Ihre Zahl 
nimmt in dem Masse zu, in dem im Lande Wut und Verzweifl ung um 
sich greifen. Irakische Polizisten, Polizeirekruten, Militärs und  Rekru-
ten gehören zu den bevorzugten Bombenzielen. 
 
Die Zukunftsaussichten: Die gegenwärtige Entwicklung, die auf eine 
langsame aber stetige Steigerung der Überfälle und Bombenanschlä-
ge hinausläuft, dürfte so weiter gehen, obwohl die Amerikaner sich 
eine Wende von dem  geplanten künftigen Wachstum der irakischen 
Sicherheitskräfte erhoffen. Man kann eine solche Entwicklung nicht 
ausschliessen. Sie zu bewerkstelligen, wenn sie je erreicht werden 
kann, wird jedoch gewiss sehr viel mehr Zeit erfordern, als die Propa-
gandisten der amerikanischen Regierung und Besatzungsbehörden in 
Aussicht stellen. Und die Wahrscheinlichkeit, dass in jener Zeit auch 
die Guerilla anwächst, ist gross, weil der Hass auf die Besetzungs-
behörden offensichtlich eskaliert. Nicht zu Unrecht machen die Iraker 
sie für die Zustände verantwortlich, unter denen sie leben müssen. 

Dass Washington seinerseits in den nächsten drei Jahren, in de-
nen die Bush-Regierung noch an der Macht sein wird, eine wesent-
liche Korrektur an seiner Irak Politik vornehmen könnte, ist unwahr-
scheinlich; denn bis jetzt ist das Bush-Regime nicht bereit, auch nur 
anzuerkennen, dass es mit seinem Irak-Krieg einen schweren Miss-
griff getan hat, der unter anderem dazu führt, dass die islamistischen 
Terroristen weltweit an Zahl und an Zorn zunehmen. Die Bush-Regie-
rung zieht vor, sich selbst und den Amerikanern einzureden, es gehe 
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negativ ausfallen. Im schlimmsten Fall könnten die irakischen Unru-
hen auf sie übergreifen; im besten wäre zu erwarten, dass sie ihre 
Regime aufrecht zu halten vermögen, jedoch gezwungen sein wer-
den, ihre innere Stabilität durch wenig demokratische Polizeimass-
nahmen abzusichern. 

Ein Israel freilich, das die Landnahmepolitik Ministerpräsident 
Sharons durch einseitige Massnahmen gegenüber den Palästinen-
sern zur Bildung von palästinensischen Bantustans fortführen will, 
dürfte von einer Dauerkrise im Irak profi tieren. Es könnte sich noch 
mehr als bereits heute als der einzige zuverlässige Bündnispartner 
Amerikas profi lieren und müsste aus diesem Grunde noch weniger 
als bereits heute mit einer Intervention der Amerikaner zu Gunsten 
der theoretisch von ihnen mitvorgesehenen Zwei-Staaten-Lösung im 
Rahmen der „Road Map“ rechnen, eines Plans, den Sharon zu um-
gehen versucht. 

Fussnoten:
1 C [Dearlove] berichtete über seine soeben beendeten Gespräche in Was-
hington. Es bestehe eine deutliche Veränderung in der Haltung. Ein militäri-
scher Eingriff werde nun als unvermeidlich angesehen. Bush wolle Saddam 
durch militärische Aktion entfernen, die durch die Zusammenwirkung von 
Terrorismus und WMDs zu rechtfertigen sei. Aber Informationen und Tatsa-
chen würden entsprechend der politischen Absichten angefertigt.
2 Israel kann seine strategische Umwelt in Zusammenarbeit mit der Türkei 
und Jordanien formen, um Syrien einzudämmen oder sogar zurückzudrän-
gen. Diese Bemühungen können darauf ausgehen, Saddam Hussein von 
der Macht zu entfernen, was in sich selbst schon ein wichtiges strategisches 
Ziel  Israels darstellt. So können die syrischen Pläne frustriert werden.  Jor-
danien hat Syrien kürzlich herausgefordert, indem es die Restauration der 
Hashemiten im Irak vorschlug.
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Perspektiven des Nahostkonfl iktes und die Rolle 
der Schweiz

von Laurent Goetschel

Ich danke ganz herzlich für die Einladung. Es ist in zweifacher Hin-
sicht eine besondere Ehre: Sie erlauben mir, erstens, die Vortrags-
reihe 04/05 zu eröffnen. Ich bin in dieser Hinsicht so etwas wie Ihr 
„Beaujolais nouveau“. Zweitens gaben Sie mir ein Thema, das nicht 
nur wichtig und von grosser Aktualität ist, sondern das auch heikel 
und umstritten ist. Dies ist auch der Grund, wieso ich diesen Vortrag 
ausformuliert habe – etwas, was ich sehr selten mache. Es erlaubt 
jedoch, auch im Nachhinein genau zu wissen, was man gesagt hat. 

Ich werde zuerst über den Nahostkonfl ikt und seine Perspekti-
ven sprechen und anschliessend über die Rolle der Schweiz. Dar-
aus ergibt sich auch, was ich nicht tun werde: Ich werde nicht über 
die Geschichte und die Entstehungsgründe des heutigen Konfl iktes 
sprechen. Ich denke, dass wir mit der Aktualität und den sich daraus 
ergebenden Perspektiven schon mehr als genügend Stoff zum Nach-
denken haben.

Noch eine letzte Eingangsbemerkung: Wir haben die Tendenz, 
den Nahostkonfl ikt als etwas Besonderes, ja etwas Einzigartiges zu 
betrachten. Er ist es in einem gewissen Sinne auch, vor allem was 
dessen Tragweite betrifft. Ich werde jedoch versuchen, auch das 
„Normale“ dieses Konfl iktes und die sich daraus ergebenden Konse-
quenzen herauszuarbeiten. Und ich fange gleich damit an:  

Konfl ikte sind an sich weder etwas Ausserordentliches noch etwas 
Schlechtes: Überall dort, wo Menschen in Gruppen zusammenleben, 
kommt es zu Konfl ikten. In allen Gesellschaften gehört das Aufkom-
men unterschiedlicher Haltungen zu bestimmten Themen zur Norma-
lität. Solche Meinungsverschiedenheiten gehören sogar zu den fun-
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schuldigen Opfer, Kinder, Frauen und Männer, auf beiden Seiten.
Ein konstruktiver Umgang mit der heutigen Konfl iktsituation setzt 

voraus, erstens, dass die Konfl iktparteien miteinander reden und sich 
auf die wichtigsten Konfl iktinhalte einigen. Sie sollten dann, zweitens, 
einen Prozess defi nieren, der es ihnen erlaubt, ohne Anwendung von 
Gewalt über diese Konfl iktinhalte zu diskutieren. Als Ergebnis davon 
sollten, drittens, Lösungen für die wichtigsten Konfl iktdimensionen 
gefunden werden. Es ist dies der einzige Weg, der nachhaltig zu einer 
Reduktion der Gewalt und einer freien Entfaltung der Menschen in 
der Konfl iktregion führen wird.

Zum ersten Punkt: Die Konfl iktparteien müssen miteinander reden. 
Es ist dies ein banaler Satz. Aber er beinhaltet zwei essentielle Be-
dingungen: Es geht um die Konfl iktparteien. Und sie müssen mit-
einander reden. Man spricht, so harsch dies klingen mag, mit dem 
Feind. Diesen kann man nicht auswählen. Er konstituiert sich selber. 
Man trägt durch das eigene Verhalten das eine oder andere dazu 
bei, aber das ist eine andere Geschichte. Auf Seiten Israels ist dieser 
Gesprächspartner der Regierungschef, auf Seiten der Palästinenser 
der Präsident der Autonomiebehörde. Wenn man ein Gespräch auf 
dieser obersten offi ziellen Ebene sucht, gibt es diesbezüglich keinen 
Handlungsspielraum. Bedingungen wie „wir wollen reden, aber nicht 
mit ihm…“, machen keinen Sinn. Sie bedeuten im Grunde genommen 
nichts anderes als: „wir wollen vorderhand nicht miteinander reden“. 
Wenn dem so ist, soll man dies auch so kommunizieren. Das Ergeb-
nis ist ohnehin dasselbe, nämlich dass keine Gespräche stattfi nden.

Wenn die Gespräche nicht auf dieser offi ziellen Eben stattfi nden 
(Track 1), gibt es mehr Handlungsspielraum: Man kann mit Personen 
reden, die der politischen Führung „nahe stehen“ oder sonst einfl uss-
reich sind. Je weiter weg man sich vom innersten Entscheidzirkel be-
gibt, umso „gesprächsbereiter“ werden die „Unterhändler“ sein (Track 
1,5 - 3), umso innovativer werden die potenziellen Themen und die 

damentalen Antriebskräften menschlicher Entwicklung. Dialektische 
Theorien wie der Marxismus haben sie zum Kern ihres Erklärungs-
ansatzes erhoben. Spannungen dieser Art gelten nicht als negativ, 
ganz im Gegenteil: Sie beinhalten das Potenzial sozialen Wandels 
und Entwicklung. 

Gefährlich aber werden solche sozialen Konfl ikte erst dann, wenn 
die Konfl iktparteien über eine gewisse Zeitdauer hinweg in unver-
einbarer Weise handeln, mindestens eine der beteiligten Parteien 
die negativen Folgen ihres Handelns auf andere Parteien bewusst 
in Kauf nimmt, und wenn eine der beteiligten Parteien Schaden aus 
den Handlungen zieht. Das Vorhandensein eines solchen Konfl iktes 
setzt somit absichtliches und mit Schadenszufügung verbundenes 
Handeln voraus. 

Diese akademisch klingende Defi nition erwähne ich nicht, weil ich 
glaube, beweisen zu müssen, dass wir es im Nahen Osten wirklich 
mit einem Konfl ikt zu tun haben. Soweit sind wir uns wohl alle einig. 
Ich erwähne sie deswegen, weil mir daran liegt, zu unterstreichen, 
dass Interessengegensätze, sogar schwere, nicht zwingend zu Ge-
waltanwendung führen müssen. Es gibt offensichtliche Interessenge-
gensätze im Nahen Osten: Sie haben zu tun mit territorialen Ansprü-
chen, mit religiöser und kultureller Identität, mit dem Zugang zu er-
neuerbaren und nicht-erneuerbaren natürlichen Ressourcen (Wasser 
und Öl) und auch mit ökonomischen Interessen. Trotz dieser Vielzahl 
an Gegensätzen gibt es aber keinen zwingenden Grund, dass der 
Konfl ikt gewaltsam ausgetragen werden muss, wie dies zurzeit der 
Fall ist. Das Vorhandensein eines solchen Gewaltkonfl iktes bedingt 
absichtliches und mit Schadenszufügung verbundenes Handeln. Es 
spielt dabei keine Rolle, wer wen wofür „bestraft“ oder wer auf welche 
Handlung wie „reagiert“: Bei einem Konfl ikt, der seit mehr als 50 Jah-
ren dauert, ist die Frage, wer „angefangen“ hat, irrelevant. Es gibt kei-
ne „Unschuldigen“. Damit Sie mich richtig verstehen: Ich meine damit 
die Konfl iktparteien als Kollektive. Ich meine nicht die zahlreichen un-
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Lösungen zu diskutieren. Dieser muss beidseitig akzeptiert sein. Er 
muss glaubwürdig sein. Er kann mit oder ohne Mitwirkung von Dritt-
parteien zustande kommen. Er kann sich auch mit oder ohne Mitwir-
kung Dritter abwickeln. 

In einem Kontext wie demjenigen des Nahostkonfl iktes ist es vor 
allem wichtig, dass ein solcher Prozess Perspektiven eröffnet! Wenn 
ich mir überlege, was ich am Nahostkonfl ikt als wirklich erschütternd 
betrachte, dann ist es seine Perspektivlosigkeit. Ich sehe zurzeit keine 
sich abzeichnenden Perspektiven für einen nachhaltigen, konstrukti-
ven Umgang mit der Situation. Starke Kräfte auf beiden Seiten pro-
fi tieren vom Stillstand des Friedensprozesses und vom Teufelskreis 
von Gewalt und Gegengewalt. Es gab Ansätze: der Oslo-Prozess, die 
Road-Map und andere mehr. Aber Sie wissen genauso gut wie ich, 
dass diesen Vorhaben zurzeit nicht sonderlich viel Bedeutung beige-
messen wird. Der in Aussicht gestellte unilaterale Abzug israelischer 
Truppen aus dem Gaza-Streifen bietet keine solche Perspektive. 

Und diese Perspektivlosigkeit, meine Damen und Herren, ist für die 
palästinensische Bevölkerung um ein Vielfaches eklatanter, als dies 
für die israelische Bevölkerung der Fall ist. Jugendliche Palästinenser 
(rund 2/3 der Bevölkerung) können sich nicht in die Unterhaltungs-
welt von Tel Aviv oder Haïfa fl üchten. Sie haben keine berufl ichen 
Perspektiven, sind in ihrer Bewegungsfreiheit extrem eingeschränkt. 
Sie haben im Grunde genommen keine Zukunft. Diese wird ihnen 
verbaut, sowohl im übertragenen Sinne als auch sprichwörtlich. 

Und damit komme ich zum Thema des Terrorismus: Terrorismus ist 
eine Form der Konfl iktaustragung. Es gibt keinen Terrorismus ohne 
Konfl ikt. Bei dieser Form der Konfl iktaustragung wird punktuell und 
unvorhersehbar, aber systematisch Gewalt gegen zivile Ziele ausge-
übt. Ziel ist es, den Staat zu provozieren und zu einer Überreaktion zu 
veranlassen. Wenn der Staat sich dann dazu hergibt, mit Gegenge-
walt zu antworten und sich dabei nicht rechtstaatlicher Mittel bedient, 
haben die Terroristen ihr Ziel erreicht: Sie haben bewiesen, dass der 

Lösungsvorschläge. Leider nimmt damit auch der direkte politische 
Einfl uss der Gesprächspartner ab. 

Trotzdem oder deswegen können solche Gespräche in bestimm-
ten Situationen sinnvoll sein, weil damit auch Themen aufgegriffen 
werden, die sonst verdrängt werden (Tabu-Themen). Auch ist dies 
manchmal die einzige Möglichkeit, überhaupt Gespräche zu führen. 
Schliesslich können damit neue Perspektiven eröffnet werden. Sie 
merken es, dies ist eine Anspielung auf die Genfer Initiative. Ich wer-
de später darauf zurückkommen.

Eigentlich war dies nur ein Vorspann zu meinem ersten Punkt: Die-
ser handelt von den Konfl iktinhalten (über die man reden muss, um 
sich darauf zu einigen). Im Fall des Nahen Ostens ist der wichtigs-
te Punkt zweifellos derjenige des Landes: Der Nahostkonfl ikt ist in 
erster Linie ein territorialer Konfl ikt. Die meisten anderen wichtigen 
Probleme sind Folgen dieses Land-Disputs: Es geht um Flüchtlinge 
(Rückkehrrecht), um Land-Eigentumsrechte (Siedlungen etc.), um 
Grenzen. 

Es führt kein Weg an der Einsicht vorbei, dass grundsätzlich wei-
te Teile desselben Territoriums von mindestens zwei verschiedenen 
Volksgruppen beansprucht werden (Beduinen, Drusen,…). Und wenn 
von palästinensischer Seite der Rückstoss der Israelis ins Mittelmeer 
und von israelischer Seite die Auswanderungsoption für die Palästi-
nenser nach Jordanien erwähnt werden, dann untermauert dies nur 
die Zentralität dieser territorialen Frage. Zugleich ist dies ein Beleg für 
die nach wie vor auf beiden Seiten bestehende Bereitschaft, die Re-
alität zu verdrängen und illusionären Hoffnungen nachzuhängen! In 
anderen Zusammenhängen ist diesbezüglich von „Problemverdrän-
gung“ die Rede: je schlimmer die Situation, umso grösser die Ver-
drängung, ein Verhalten, dass pathologische Züge annehmen kann… 

Zum zweiten Punkt: Es muss ein Prozess defi niert werden, der es 
erlaubt, ohne Anwendung von Gewalt über Konfl iktinhalte und deren 
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• Mit dem Sechstage-Krieg von 1967 übernahm Israel die Kon-
trolle über Gebiete, die mittlerweile von mehreren Millionen 
Palästinensern bewohnt werden. 

• Mit Ägypten und Jordanien wurde der Kriegszustand über-
wunden.

• Seit Beginn der ersten Intifada führt Israel einen Krieg nicht 
mehr gegen arabische Nachbarstaaten, sondern innerhalb 
des von ihm besetzten und kontrollierten Territoriums.

An Lösungsansätzen für den Konfl ikt hat es seit 1947 nicht gemangelt. 
Mit dem Oslo-Prozess Anfang der 90er Jahre gab Israel erstmals of-
fi ziell seine Opposition gegen die Errichtung eines palästinensischen 
Staates auf. Diese sogenannte „Zwei-Staaten-Lösung“ bildete auch 
die Grundlage für die meisten seither propagierten Lösungen (bspw. 
International Crisis Group, ICG). 

Wenn ich jetzt die Möglichkeit hätte, alle meine Wünsche anzu-
bringen, würde ich für eine Einstaaten- oder sehr durchlässige Zwei-
Staaten-Lösung optieren:

• Eine solche würde es beiden Bevölkerungsgruppen erlauben, 
dort zu leben, wo sie wollen, ob in der Westbank oder im Kern-
land Israels 

• Alle hätten dieselben demokratischen Rechte
• Israel würde als Vorbild einer integrierten, pluri-religiösen, po-

litischen Gemeinschaft in die Geschichte des Nahen Ostens 
eingehen…

Wir wissen, leider, dass dies keine realistische Perspektive ist: Künst-
ler, wie Daniel Barenboïm, mögen dies offen und mit guten Absichten 
propagieren. Er preist, wie vor wenigen Wochen in Genf, das Zusam-
menwirken seines gemischt israelisch-palästinensischen Orchesters 
als Beispiel für die Machbarkeit einer Einstaaten-Lösung an. Doch ein 

Machtapparat die Anliegen der von ihnen „repräsentierten“ diskrimi-
nierten Bevölkerungsgruppen nicht ernst nimmt. Er verdient folglich 
nichts anderes, als mit Waffengewalt bekämpft zu werden. So wird 
mit Gewalt und Gegengewalt die Eskalationsspirale in Gang gehalten. 
Gleichzeitig führt die Unverhältnismässigkeit der Reaktion des staat-
lichen Machtapparates den Terroristen neue Mitglieder zu. Diese Zei-
len stammen aus dem Vortrag eines meier Kollegen bei swisspeace, 
Heinz Krummenacher. Er hat diesen Vortrag kürzlich in Hamburg zum 
Angriff auf die nordossetische Schule in Beslan gehalten. Terrorismus 
hat es seit jeher gegeben. Politisch, religiös oder sozial-revolutionär 
motivierte Gruppen suchten Zufl ucht zu dieser Kampfform, weil sie 
meinten, keine andere Wahl zu haben. Ich überlasse es Ihnen, die 
Parallelen zum Nahostkonfl ikt zu ziehen. 

Meinerseits belasse ich es bei der Forderung, baldmöglichst 
glaubwürdige Perspektiven für einen Friedensprozess aufzuzeigen. 
Ich weiss, dass dies nicht einfach ist. Doch das ist noch lange kein 
Grund, dies nicht zu fordern, vor allem dann, wenn keine sinnvolle 
Alternative in Sicht ist.

Ich komme zum dritten Punkt: den Lösungsansätzen. Der Teilungs-
plan der zuständigen UNO-Kommission aus dem Jahre 1947 war 
einer der ersten Lösungsansätze für den Territorialkonfl ikt im Nahen 
Osten. Er ging, wie der Name es sagt, von einer Zweistaaten-Lösung 
aus. Diese stützte sich auf die damals bestehenden Schwerpunkte 
der Siedlungsgebiete beider Bevölkerungsteile. Jerusalem sollte von 
einer internationalen Treuhandschaft verwaltet werden. Die damals 
unterlegene Kommissions-Minderheit sah die Gründung eines paläs-
tinensischen Bundesstaates vor, der je aus einem arabischen und 
einem jüdischen Teilstaat bestehen sollte, mit Jerusalem als Haupt-
stadt. 
Seither hat sich in der Region vieles verändert: 
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zur Sprache: Der Einfl uss der Religionen. Ich hatte vorher ja bereits 
gesagt, dass es sich beim Nahostkonfl ikt primär um einen territorialen 
Konfl ikt handelt. Das stimmt auch. Der Umgang mit diesem territori-
alen Disput wird jedoch ganz entscheidend dadurch erschwert, dass 
auf beiden Seiten religiöser Eifer einen konstruktiven Lösungsansatz 
erschwert. 

Bitte verstehen Sie mich nicht falsch: Es geht nicht um die Religi-
onen an sich. Sie sind Bestandteil des Konfl iktes und müssen daher 
auch Bestandteil jeglicher Lösung sein. Meine zuvor kurz skizzierte 
Utopie eines gemeinsamen Staatswesens besteht ja nicht zuletzt im 
Kern in der politischen Ko-Existenz der verschiedenen Glaubensge-
meinschaften.

Aber auf beiden Seiten vorhandene Extremlösungen werden allzu 
oft aus religiösen Verheissungen und Vorstellungen gespiesen. Wenn 
ein Jude das Gefühl hat, er tue etwas Gutes, wenn er in Israel wohne, 
ist das eine und auch seine Sache. Wenn er jedoch überzeugt ist, er 
tue etwas noch viel Besseres, wenn er sich in der Westbank, oder 
eben Judäa und Samaria niederlasse, ist dies etwas ganz anderes. 

Siedler gibt es auch in nordöstlichen indischen Gliedstaaten und 
im Osten Äthiopiens (dort wo Lucy herkommt….). Es gab sie in den 
Geschichten Südafrikas und der USA. Man spricht diesbezüglich 
auch von „Besiedlung“. Damit wird insinuiert, dass zuvor keine Men-
schen in den entsprechenden Gegenden anwesend waren, was auf 
keines der erwähnten Beispiele zutrifft. Zumeist ist in solchen Gebie-
ten das Staatswesen nicht so gefestigt, wie in den Kernlanden. Das 
Rechtsgefühl ist etwas „schwammiger“, und damit die „Rechts-Frei-
heit“ (wohlverstanden diejenige der Siedler) etwas grösser. Man sorgt 
selber für „Ruhe und Ordnung“ und tut dies oft mit der Überzeugung, 
damit eine wie auch immer defi nierte Mission zu erfüllen. Manchmal 
sind es jedoch auch ganz banale fi nanzielle Anreize. Siedler haben 
noch nirgends auf der Welt Friedensprozesse vorangetrieben. Allen-
falls haben sie ansässige Bevölkerungen vertrieben oder ausgerottet 

Staat ist (leider) weniger harmonischen Prinzipien unterworfen als ein 
Orchester.

Gleiche Rechte für die Palästinenser in einem einheitlichen Staat 
würde bedeuten, dass diese aufgrund ihrer viel höheren Geburten-
rate in absehbarer Zeit die Bevölkerungsmehrheit darstellen würden. 
Sie könnten damit auf ganz demokratische Art und Weise auch die 
Regierungsmehrheit bilden. Dies wäre in einem anderen politischen 
Umfeld an sich kein unüberwindbares Problem: Es gibt genügend 
institutionelle politische und rechtliche Instrumente, die das Zusam-
menleben unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen in ein und dem-
selben Staatswesen ermöglichen. Gerade in der Schweiz verfügen 
wir diesbezüglich über einen beträchtlichen Erfahrungsschatz. Aber 
solche politische Modelle können nicht einfach „exportiert“ werden. 
Zwischen den Juden und den Palästinensern in Israel und in Palästi-
na fehlt eine elementare Vertrauensbasis, um eine solche Einstaaten-
Lösung ins Auge fassen zu können.  

Es ist nicht auszuschliessen, dass diese Vertrauensbasis in einer 
wohl eher fernen als nahen Zukunft entstehen könnte. Ich fände 
dies als Ziel durchaus erstrebenswert. Man stelle sich vor: Israel als 
Vorbild für das Zusammenleben von Juden, Christen und Moslems. 
Dies wäre ein konkreter Beitrag zum Frieden nicht nur in der Region, 
sondern in der Welt. Natürlich würden die Heiligen Stätten in Jerusa-
lem paritätisch von Vertretern der drei Religionen verwaltet. Utopien 
sind erlaubt. Sie sind manchmal sogar notwendig.

Doch der nächste Schritt wird mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit eine Zweistaaten-Lösung sein. Alles andere wäre bei 
weitem verfrüht. Wir können auch einen (grossen) Schritt zurückma-
chen und uns überlegen, wie mit den unmittelbar anstehenden Pro-
blemen umgegangen werden sollte, um die Utopie nicht aus den Au-
gen zu verlieren, oder in anderen Worten: Wie kann das Vertrauen 
zwischen beiden Bevölkerungsgruppen langsam aufgebaut werden?

Und hier kommt das zweitgrösste Problem des Nahostkonfl iktes 
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laufs zum Ziel hat, eine Intervention ist. Jede Intervention verändert 
zwangsläufi g auch das Machtverhältnis zwischen den Parteien. Es 
gibt diesbezüglich keine neutralen Interventionen. Oder anders ge-
sagt: Neutralität spielt für die Intervention in einen Konfl ikt keine Rolle. 
Neutrale Staaten haben in den vergangenen Jahrzehnten auch nicht 
häufi ger oder erfolgreicher vermittelt als andere Länder.

Hinzu kommt, dass sich die Schweiz vor allem als Anbieterin so-
genannter „Guten Dienste“ einen Ruf erworben hat: Solche Dienste 
zielen darauf ab, Verhandlungen (logistisch) zu organisieren oder, im 
Falle einer staatlichen Drittpartei, ihr Territorium als Verhandlungsort 
zur Verfügung zu stellen. Traditionellerweise beinhalteten sie Aktivitä-
ten, welche die Konfl iktparteien einander näher bringen sollen, ohne 
damit politischen Einfl uss auszuüben. Diese Art von Leistungen ist im 
Nahostkonfl ikt zurzeit wenig gefragt. Es ist nicht so, dass die Parteien 
nicht wüssten, wo man sich treffen könnte, sondern dass die Gesprä-
che inhaltlich und prozedural blockiert sind. Mit Sicherheit würde die 
Schweiz jedoch ihr Territorium für allfällige Gespräche zur Verfügung 
stellen wollen.

Sofern die Vermittlung nicht nur passiv Gelegenheiten schafft, 
sondern auch aktiv den Informationsaustausch zwischen den Kon-
fl iktparteien fördert, ist von „Facilitation“ die Rede. In einer weiteren 
Stufe kann eine solche Funktion zur Übernahme der Rolle eines Mo-
derators führen. Hierfür dürfte in erster Linie eine grössere Macht 
als die Schweiz in Frage kommen, primär die USA, die Europäische 
Union oder einer ihrer grösseren Mitgliedstaaten. Aber zunächst mal 
müssten die Parteien an den Verhandlungstisch zurückkehren.  

Wie steht es um das Aufzeigen von Perspektiven? Hier sehe ich 
einen sehr wichtigen Beitrag, den die Schweiz mit ihrer Unterstützung 
der „Genfer Initiative“ geleistet hat. Deren Kern besteht aus einem 
Friedensplan für den Nahostkonfl ikt, dem Genfer Abkommen, das 
von nicht offi ziellen Vertreterinnen und Vertretern der Israelis und der 
Palästinenser ausgehandelt worden ist. Das grösste Verdienst der In-

und damit auf ihre Art und Weise für einen Frieden gesorgt, der sei-
nen Namen nicht verdient.

Sich auserwählt zu fühlen, heisst nicht, ausgenommen zu sein, 
besondere Rechte zu haben, oder ähnliches. Wenn Auserwählt-
heit irgendeinen Sinn haben soll, dann ist es derjenige, besonderen 
Pfl ichten unterworfen zu sein. Diese sollten zu einem exemplarischen 
Denken und hoffentlich auch Verhalten führen. Davon ist, im Nahen 
Osten zurzeit herzlich wenig zu spüren. Man bekommt eher den Ein-
druck, dass je auserwählter sich die Personen fühlen, umso weniger 
exemplarisch sie sich verhalten.

Damit komme ich zur Rolle der Schweiz: Was kann die Schweiz in 
Bezug auf die aufgezeigten, nicht sonderlich erbaulichen Perspekti-
ven des Nahostkonfl iktes unternehmen? Was sollte sie machen?

Die Schweiz hat drei Besonderheiten aufzuweisen, die mit Blick 
auf den Nahostkonfl ikt von Interesse sein könnten: 

• Sie geniesst den Ruf eines kleinen und neutralen Staates, der 
keine eigenen machtpolitischen Interessen verfolgt. 

• Sie ist Depositarstaat der Genfer Konventionen und hat damit 
in Bezug auf die Einhaltung des Humanitären Völkerrechtes 
eine besondere, wenn auch nicht abschliessend defi nierte 
Rolle zu spielen.

• Sie ist, schliesslich, traditionell Wohnort und auch Heimatland 
zahlreicher Diasporas. 

Diese Besonderheiten müssen in Bezug gestellt werden zu den An-
forderungen, die ich vorher erwähnt habe: 1) Parteien müssen mitein-
ander reden, 2) Perspektiven müssen aufgezeigt werden, 3) Lösun-
gen müssen erarbeitet und akzeptiert werden.

Wie steht es um die Vermittlung der neutralen und kleinen Schweiz? 
Hierzu will ich zunächst mal klarstellen, dass jegliche bewusste Hand-
lung einer Drittpartei, welche die Beeinfl ussung eines Konfl iktver-
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des zwingenden Völkerrechts mit Bindungen erga omnes. Das heisst, 
dass die Einhaltung der entsprechenden Normen keine Gegenseitig-
keit voraussetzt: Man kann sich nicht hinter Fehlleistungen der Ge-
genseite verstecken, um eigene Unzulänglichkeiten zu rechtfertigen.

Ich will mich hier nicht in rechtliche Einzelheiten verlieren, sondern 
nur folgendes betonen: Die Grundsätze des humanitären Völker-
rechts bezwecken, die Einhaltung absoluter Minimal-Standards si-
cherzustellen. Wird – mit welchem Zeithorizont auch immer – ein Zu-
sammenleben der Israelis und Palästinenser angestrebt, so sollten 
schon heutzutage möglichst wenige Handlungen erfolgen, die eine 
Verletzung dieser Rechtsnomen beinhalten. Der Verlauf der Mauer 
(oder des Zaunes) bzw. der „Sperranlage“ im Umfeld der ehemaligen 
„Grünen Linie“ bietet hierfür kein gutes Beispiel. Das Verüben terroris-
tischer Akte durch Palästinenser ebenso wenig. 

Vor diesem Hintergrund sehe ich den Einsatz der Schweiz zur Ein-
haltung des humanitären Völkerrechts als sehr bedeutend an. Mag er 
manchmal technokratisch oder pedantisch erscheinen, er dreht sich 
um absolute Grundsätze im gegenseitigen Umgang der Konfl iktpar-
teien. Er ist damit zumindest ein indirekter Beitrag zum Frieden im 
Nahen Osten. 

Ich komme zum letzten Punkt: Es geht um die Bedeutung der Di-
asporas, die in der Schweiz ansässig sind. Diese gehören auch zur 
Schweiz, unabhängig ihrer Nationalität. Es gibt zahlreiche einfl ussrei-
che Personen, und zwar sowohl auf palästinensischer als auch auf 
israelischer und jüdischer Seite, die durchaus über Kanäle zu mass-
gebenden Akteuren auf beiden Seiten des Nahostkonfl iktes verfügen. 
Diese können sogar besser als diejenigen der offi ziellen Schweiz 
sein.

Es hindert uns somit nichts daran, innerhalb der Schweiz den Nah-
ost-Dialog einzuüben. Dies ist allerdings leichter gesagt als getan. 
Denn um Dialogfähigkeit zwischen Gruppen zu erreichen, braucht es 
zunächst Dialogfähigkeit innerhalb der Gruppen. Sie wissen, was ich 

itiative bestand aus meiner Sicht darin, dass sie, erstens, aufzeigte, 
dass es auf beiden Seiten Personen gibt, auch nicht ganz unwichti-
ge, die zu Verhandlungen bereit sind. Zweitens zeigte sie die Mach-
barkeit, „unvollendete“ Verhandlungen zu Ende zu führen und damit 
auch heikle Themen auszudiskutieren. Dass gewisse Einzelheiten 
ungeregelt blieben, ist in diesem Zusammenhang sekundär. 

In der Kritik am Genfer Abkommen wurde auch klar, welches die 
wahren Knacknüsse sind. Ein gutes Beispiel ist das Rückkehrrecht für 
gefl ohene Palästinenser: Es ist völlig unrealistisch, zu erwarten, dass 
alle gefl ohenen Palästinenser nach Israel zurückkehren könnten. Die 
Frage ist jedoch weniger, ob dieses Recht umgesetzt wird oder nicht, 
sondern dass es anerkannt wird. Danach gibt es verschiedene denk-
bare Formen der Entschädigung, ganz abgesehen davon, dass kaum 
alle gefl ohenen Palästinenser und Palästinenserinnen nach Israel 
zurückkehren möchten. Sollte es künftig zu vertieften Verhandlungen 
dieses Themas kommen, fände ich es für die Schweiz eine Heraus-
forderung, darin eine bedeutende Rolle wahrzunehmen. 

Die grosse Aufmerksamkeit, die dem Genfer Abkommen im inter-
nationalen Umfeld, aber auch in der Region zuteil wurde, zeigt, wie 
„ausgetrocknet“ der Markt an Friedens-Perspektiven ist. Indem die 
Schweiz half, das Abkommen auf eine internationale Ebene zu hie-
ven, hat sie Bedeutendes zur Visibilität des Vorschlags beigetragen. 

Ich komme zum nächsten Punkt, demjenigen des Humanitären 
Völkerrechts. Im Grunde genommen ist dieses Recht schnell erklärt: 
Es gewährleistet Mindestnormen zum Schutz des Individuums im 
Umfeld von Kriegen. Darunter fällt auch der Umgang mit Gebieten, 
die in Kriegen besetzt und weder annektiert noch zurückgegeben 
wurden. Während bestimmten dieser Normen im Krieg zentrale hu-
manitäre Funktionen zukommen, setzen andere Anforderungen an 
den Umgang mit besetzten Gebieten, die gewährleisten sollen, dass 
die Bevölkerungen dieser Gebiete nicht unter der Willkür der Beset-
zungsmacht leiden. Das humanitäre Völkerrecht gilt als Bestandteil 
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Schweiz haben wir die Möglichkeit, unter uns und über Beziehungs-
netze, über die wir alle verfügen, an Perspektiven und Lösungsoptio-
nen für den Nahostkonfl ikt zu arbeiten. Ich hoffe, mit meinem Vortrag 
einen weiteren Impuls in diese Richtung gegeben zu haben und dan-
ke Ihnen fürs Zuhören.

 

meine: Es geht darum, innerhalb von Palästinensergruppen und in-
nerhalb jüdischer Kreise zu einem minimalen Konsens zu gelangen. 
Dies ist alles andere als einfach, und zwar auf beiden Seiten. 

Ich bin jedoch der Ansicht, dass hier ein nicht zu unterschätzen-
des Potenzial liegt: Werden Dialogprozesse innerhalb der Schweiz in 
Gang gebracht, können mit der Zeit auch Vertreter und Vertreterinnen 
aus der Region beigezogen werden. Solche Gespräche, von denen 
es übrigens schon einige gegeben hat, können dazu dienen, neue 
Ideen, aber auch Konsensvorschläge für konkrete Problembereiche, 
wie beispielsweise denjenigen der Flüchtlingsfrage, auszuarbeiten. 
Es könnte auch ein gemeinsames Verständnis der Geschichte des 
Nahen Ostens gefördert werden, etwas, das für die Suche nach Lö-
sungen von essentieller Bedeutung ist.  

Solche Gespräche zwischen Diasporas in der Schweiz könnten 
somit helfen, sowohl Perspektiven aufzuzeigen als auch Testgründe 
für die Erarbeitung konkreter Lösungsvorschläge in einzelnen Teilbe-
reichen zu sein.  

Zugleich verfolgt die Schweiz auf staatlicher und nicht-staatlicher 
Ebene zahlreiche Projekte im Bereich der Entwicklungszusammenar-
beit, der humanitären Hilfe und der zivilen Friedensförderung in der 
Region. Diese Projekte haben alle ihren eigenständigen Wert, vor al-
lem wenn sie dazu dienen, marginalisierte Gruppen zu fördern, unter 
anderem Frauen, oder das gegenseitige Verständnis zwischen den 
Parteien aufzubauen. Diesbezüglich sind Jugend- und Austauschpro-
jekte von besonderer Bedeutung. 
Meine Damen und Herren, liebe Freunde, ich habe versucht, durch 
meinen ganzen Vortrag hinweg die Bedeutung folgender Punkte zu 
unterstreichen: Reden, Perspektiven, Lösungsvorschläge. Der Nah-
ostkonfl ikt mag seiner Tragweite wegen einzigartig sein, abgesehen 
davon aber ist er es nicht. Man kann einen Konfl ikt nicht alleine lösen 
und auch nicht unilateral für beendet erklären. Man braucht ab und 
zu Visionen, um die Orientierung nicht zu verlieren. Auch hier in der 
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